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Vorwort zur vierten Auflage 
Vorwort zur vierten Auflage  Vorwort zur vierten Auflage 
  

Auch die dritte Auflage des Lehrbuchs hat – ebenso wie bereits die beiden Auf-
lagen zuvor – eine sehr erfreuliche Nachfrage erfahren. Daher legen wir in Ab-
stimmung mit dem Verlag C.H. Beck nun eine neu bearbeitete vierte Auflage vor.  

Das Landesverfassungsrecht Berlin zeichnet sich nach wie vor durch eine unge-
wöhnliche Dynamik aus. Schlagworte wie Mietendeckel, Sozialisierung oder Wahl-
chaos stehen dafür stellvertretend. Alle diese neueren Entwicklungen sind in der 
vierten Auflage berücksichtigt. Den Abschnitt über die Berliner Bezirke verant-
wortet nach wie vor Notarassessor Matthias Sören Holland. 

Aber auch in den verwaltungsrechtlichen Abschnitten waren viele Änderungen 
zu verzeichnen. So wurde in den Abschnitt zum Allgemeinen Verwaltungsrecht 
eine Einführung in das Straßenrecht aufgenommen. Zudem hat im Verwaltungs-
prozessrecht das weiter gefasste Gesetz über die Justiz im Land Berlin das vormalige 
Ausführungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung abgelöst. Im Polizei- und Ord-
nungsrecht galt es, die Neuerungen der ASOG-Novelle 2021 sowie das neue Ver-
sammlungsfreiheitsgesetz des Landes Berlin einzuarbeiten. Schließlich war im öf-
fentlichen Baurecht insbesondere das Baulandmobilisierungsgesetz des Bundes zu 
berücksichtigen.  

Herzlicher Dank für wertvolle Mitarbeit gebührt Assessorin Lara Liese, Hum-
boldt-Universität zu Berlin. 

Das Buch befindet sich insgesamt auf dem Stand vom 1. Oktober 2022, verein-
zelt auch darüber hinaus. 
 

Anregungen und Kritik richten Sie bitte an: 
thorsten.siegel@fu-berlin.de; christian.waldhoff@rewi.hu-berlin.de.  

 
Berlin, im November 2022 Thorsten Siegel 
 Christian Waldhoff 
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Auszug aus dem Vorwort zur ersten Auflage  Auszug aus dem Vorwort zur ersten Auflage 

 
Das Landesrecht spielt in der juristischen Ausbildung eine große Rolle: We- 

sentliche Teile des besonderen Verwaltungsrechts sind nach der grundgesetzlichen 
Kompetenzordnung Landesrecht. Das Landesverfassungsrecht ist Teil des zum 
Pflichtfachstoff gehörenden Staatsrechts. Die Lage der Ausbildungsliteratur in die-
sen Bereichen erschwert es den Studierenden, sich in gleicher Weise sicher auf die 
Prüfungen vorzubereiten, wie dies hinsichtlich bundesrechtlich geregelten Prü-
fungsstoffs heute möglich ist. Es ist das Verdienst des Verlages C.H. Beck, für die 
Länder Lehrbücher zum jeweiligen Öffentlichen Recht herauszubringen. Nach 
den Werken für Bayern, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Baden-
Württemberg legen wir hier auch für das Land Berlin eine entsprechende Darstel-
lung vor. Sie versteht sich insbesondere als Ausbildungsliteratur und stellt den Stoff 
des Landesverfassungs-, Organisations-, Polizei- und Ordnungsrechts einschließlich 
des Versammlungsrechts sowie des Bauplanungs- wie Bauordnungsrechts in einer 
Breite und Tiefe dar, wie sie in der Ersten Prüfung verlangt wird. Darüber hinaus 
ermöglicht sie im Referendariat eine komprimierte Wiederholung des in der 
Zweiten Prüfung relevanten Stoffes und soll schließlich Vertretern der Praxis einen 
ersten schnellen Zugriff auf die Materien ermöglichen.  

Dem Charakter als vorlesungsbegleitendes und prüfungsvorbereitendes Werk ent-
sprechend wurden die Literaturnachweise in Grenzen gehalten und hier – soweit 
möglich – vorrangig auf Ausbildungsliteratur verwiesen. Die Rechtsprechung ist, 
soweit sie landesspezifisch ist, mit dem Anspruch auf weitgehende Vollständigkeit, im 
Übrigen exemplarisch nachgewiesen. Das Landesverfassungs- und Organisations-
recht wird von Christian Waldhoff, das Polizei- und Ordnungsrecht sowie das Bau- 
recht von Thorsten Siegel verantwortet, so dass die beiden Juristischen Fakultäten 
Berlins vertreten sind. Die Beiträge sind durch zahlreiche Querverweise miteinander 
verzahnt. Diverse Prüfungsschemata, Prüfungshinweise sowie die abschließenden 
Kontrollfragen erleichtern die Aneignung und Wiederholung der Materien.  

… 
Dank gebührt Herrn Matthias S. Holland, HU Berlin und Mitglied der Bezirks-

verordnetenversammlung Neukölln, für die mitverantwortliche Erstellung des Ka-
pitels zum Organisationsrecht, Herrn Christian Neumeier, HU Berlin, für wichtige 
Unterstützung, sowie Herrn Sebastian Hartwig und Frau Johanna Rilling, FU Berlin, 
für wertvolle Recherche- und Überprüfungsarbeiten bei den Abschnitten zum Po-
lizei- und Ordnungsrecht sowie zum öffentlichen Baurecht. Die Verfasser danken 
schließlich dem Verlag C.H. Beck, insbesondere Herrn Dr. Johannes Wasmuth, für die 
souveräne Betreuung des Werkes.  
 
Berlin, im Mai 2015 Thorsten Siegel 
 Christian Waldhoff 
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